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Geſetz-Sammlung 
fuͤr die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 27. — 


(Nr, 3422.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 19. Mai 1851., betreffend die Bildung einer beſon⸗ 
deren, mit der Leitung der Auseinanderſetzungs-Geſchaͤſte in den Regie⸗ 
rungsbezirken Merſeburg und Erfurt beauftragten Generalkommiſſion, 
welche ihren Sitz in Merſeburg erhaͤlt. 


Au den Antrag des Staatsminiſteriums vom 17. d. M. genehmige Ich, 
daß zu der im F. 1. der Verordnung vom 29. April 1850. vorbehaltenen Ver⸗ 
legung der Erſten Abtheilung der Generalkommiſſion für die Provinz Sachſen 
zu Stendal nunmehr in der Art geſchritten werde, daß aus der gedachten Ab- 
theilung eine beſondere, mit der Leitung der Auseinanderſetzungs = Geſchaͤfte in 
den Regierungsbezirken Merſeburg und Erfurt beauftragte Generalkommiſſion 
gebildet wird, welche ihren Sitz in Merſeburg erhält. Die bisherige zweite 
Abtheilung der Generalkommiſſion zu Stendal behaͤlt daſelbſt ihren Sitz und 
hat die Leitung der Auseinanderſetzungen im . Magdeburg fort⸗ 
zufuͤhren. Dieſer Befehl, mit deſſen Ausfuͤhrung der Miniſter für die land⸗ 
wirthſchaftlichen Angelegenheiten beauftragt wird, iſt durch die Geſetz-Samm⸗ 
lung zu publiziren. 


Warſchau, den 19. Mai 1851. 
Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. v. Stockhauſen. 
v. Raumer. v. Weſtphalen. 


An das Staatsminiſterium. 


Jahrgang 1851. (Nr. 3422-3423.) 63 (Fr. 3423.) 
x * 
Ausgegeben zu Berlin den 28. Juli 1851. 
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(Jr. 3423.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 4. Juni 1851., betreffend die dem Geheimen Regie— 
rungsrathe Grafen von Doͤnhoff, als Unternehmer der Praͤmien-Chauſſee 
von Königsberg i. Pr. nach Uderwangen, verliehene Befugniß zur Er: 
hebung des Chauſſeegeldes auf dieſer Straße. 


Mass der durch Meinen Erlaß vom 22. Juni 1845. genehmigte Bau 
einer Praͤmien-Chauſſee von Königsberg i. Pr. nach Uderwangen vollendet 
worden iſt, will Ich dem Unternehmer derſelben, dem Geheimen Regierungsrath 
Grafen von Doͤnhoff, die Befugniß zur Erhebung eines Chauſſeegeldes auf 
dieſer Chauſſee nach dem jedesmaligen Tarife fuͤr die Staats⸗Chauſſeen erthei⸗ 
len und zugleich beſtimmen, daß auch die, dem Per epa vom 29. Fe⸗ 
bruar 1840, angehängten Beſtimmungen wegen der Chauffeepolizei = Vergehen 
auf die gedachte Chauſſee Anwendung finden follen. 

Der gegenwaͤrtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Potsdam-Magdeburger Eiſenbahn, den 4. Juni 1851. 
Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Rabe. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Nr, 3424.) 


a 


Or. 3424.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 11. Juni 1851., betreffend die Gewaͤhrung der fiska⸗ 
liſchen Vorrechte in Bezug auf den Bau und die Unterhaltung der Fran- 
kenſtein-Wilhelmsthaler Chauſſee. 


Ns Ihrem Antrage vom 8. Mai d. J. beſtimme Ich, daß auf die im 
chauſſeemaͤßigen Ausbau begriffene Straße von Frankenſtein uͤber Camenz, 
Reichenſtein, Landeck und Wilhelmsthal his zur Maͤhriſchen Grenze das Recht 
zur Expropriation der für die Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, ſowie das Recht 
zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs-Materialien nach Maaß⸗ 
gabe der für die Staats⸗Chauſſeen geltenden Beſtimmungen Anwendung finden 
ſollen. Zugleich genehmige Ich, daß auf den fertigen Chauſſeeſtrecken dieſer 
Straße das Chauſſeegeld nach dem für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal gelten⸗ 
den Chauſſeegeld⸗Tarife erhoben wird. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld-Tarife 
vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗ 
Vergehen fuͤr die in Rede ſtehende Straße Guͤltigkeit haben. 

Der gegenwartige Erlaß iſt durch die Geſetz Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. g 


Sansſouei, den 11. Juni 1851. 
Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Rabe. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


Cr. 84243423. 63 * (Nr. 3425.) 


u‘. 


(Nr. 3425.) Geſetz, die Unterhaltung, Verpflegung und Erziehung der Oberſchleſiſchen 
Typhus ⸗Waiſen betreffend. Vom 13. Juni 1851. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ıc. ꝛc. 
verordnen, mit Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 


Erſter Artikel. 

Die Staatsregierung wird hierdurch ermächtigt, zur Unterhaltung, Ver⸗ 
pflegung und Erziehung der aus dem Nothſtande des Winters 1847 in eini⸗ 
gen Kreiſen Oberſchleſiens zuruͤckgebliebenen Typhus-Waiſen die Summe von 
600,000 Thalern, in Worten: Sechshunderttauſend Thalern, innerhalb der 
zehn Jahre vom 1. Januar 1851. bis zum 1. Januar 1861. in angemeſſenen 
jährlichen Raten zu verwenden. 5 


Zweiter Artikel. 


Den Kammern wird bei ihrem jährlichen Zuſammentritt über die Ver: 
wendung der vorſtehend bereit geſtellten Geldmittel, ſowie uͤber die Einrichtung 
und den Erfolg der zu dieſem Zwecke getroffenen Veranſtaltungen Rechenſchaft 
abgelegt. 

N Mit der Ausfuͤhrung dieſes Geſetzes und mit der dazu erforderlichen 
Inſtruktion find die Miniſter der Finanzen, der geiſtlichen, Unterrichts -und 
Medizinal-Angelegenheiten und des Innern beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Sansſouei, den 13. Juni 1851. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. v. Stockhauſen. 
v. Raumer. v. Weſtphalen. 


Nr. + 3426.) 
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(Nr. 3426.) Beftätigungs = Urkunde, den Nachtrag zum Statut der Berlin-Hamburger 
Eiſenbahn⸗Geſellſchaft betreffend. Vom 3. Juli 1851. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem von der Berlin-Hamburger Eiſenbahn-Geſellſchaft in der General⸗ 
Verſammlung vom 14. Mai 1850. die Abänderung ihres von Uns unter dem 
28. Februar 1845. beſtaͤtigten Statuts (Geſetz⸗Sammlung vom Jahre 1845. 
Seite 167.) beſchloſſen worden iſt, ertheilen Wir dem in der anliegenden nota⸗ 
riellen Urkunde vom 5. und 7. Mai 1851. enthaltenen Nachtrage zu dem 
Statute und den darin zuſammengeſtellten abaͤndernden Beſtimmungen hiermit 
Unſere Genehmigung., 

Die gegenwärtige Urkunde iſt nebſt dem Nachtrage zu dem Statute 
durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Bellevue, den 3. Juli 1851. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. Simons. 


Ar, 34260 Nach- 
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Nachtrag 


zum 


Statut der Berlin- Hamburger | Eiſenbahn-Geſellſchaft. 


Abſchnitt U. 
Rechte und Pflichten der Aktionaͤre. 


Zuſatz zu H. 8., Abſatz 2. 


Den Regierungen von Mecklenburg-Schwerin und Hamburg bleibt als 
Inhabern der Aktien Littr. B. die Veraͤußerung derſelben vorbehalten. Das 
Stimmrecht für die ſolchergeſtalt veraͤußerten Aktien geht auf die Erwerber 
derſelben uͤber. Dagegen verbleiben den genannten Regierungen die ihnen 
nach Maaßgabe des Statuts und dieſes Nachtrages zu demſelben zuſtehenden 
beſonderen Aufſichts- und Genehmigungsrechte (F . 4. 27", 37, 38, am 
Ende, 47 * 16.7 8 9 1, 51. 57. am Schluſſe), fo lange nicht eine gaͤnzliche 
Veraͤußerung der Aktien Littr. B. ſtattgefunden hat. 


$$. 19. und 20, f 


An die Stelle der $$. 19. und 20, treten folgende Beſtimmungen: 
Aktien und Prioritaͤts-Obligationen, welche durch den Verkehr abge- 
nutzt oder befchädigt fein möchten, koͤnnen gegen Einlieferung der Originale, 
wenn dieſe in ihren weſentlichen Beſtandtheilen hinlaͤnglich erkennbar ſind, und 
egen Entrichtung angemeſſener Gebuͤhren, gegen neue mit denſelben Nummern 
Beaeichnete Ausfertigungen umgetauſcht werden. 

Aktien mit Dividendenſcheinen und Talons oder ohne dieſelben, und 

ebenſo Dividendenfcheine, oder Talons allein, wie auch Prioritaͤts⸗Obligationen 
mit oder ohne Zins⸗Kupons und Talons, und desgleichen Talons allein, jedoch 
nicht Zins⸗Kupons allein, koͤnnen, wenn ſie verloren oder ſonſt abhanden ge⸗ 
kommen find, nur in Folge eines, bei dem Königlichen Stadtgerichte zu Berlin 
in der für Urkunden ähnlicher Art durch die Preußiſchen Geſetze vorgeſchriebe⸗ 
nen Form, einzuleitenden Mortifikations-Verfahrens amortiſirt und nach rechts— 
kraͤftigem Enderkenntniſſe durch neue mit denſelben Nummern als Duplikate 
bezeichnete Ausfertigungen erſetzt werden. 
Die desfallſigen öffentlichen Aufgebote müffen aber, wenn das Erkennt⸗ 
niß für die Geſellſchaft verbindende Kraft haben foll, auch in diejenigen oͤffent⸗ 
en N geweſen ſein, durch welche ſie ihre Bekanntmachungen 
erläßt (F. 58.). 

. Vor rechtöfräftig ergangenen Mortifikations⸗Erkenntniſſen kann die Ge⸗ 
ſellſchaft die Einleitung eines Mortifikations⸗Verfahrens oder ein ſonſtiges, die 
Rechte an gewiſſen Aktien und Scheinen betreffendes gerichtliches Verfahren, 

a ſofern 


Ei 


fofern mittlerweile die zu mortifizirende Urkunde vorkommen ſollte, nur dann 
beruͤckſichtigen, wenn fie durch eine richterliche Verfuͤgung dazu angewieſen wird. 

Die waͤhrend der Wirkſamkeit einer ſolchen Verfuͤgung faͤllig gewordenen 
Dividenden oder Zinſen werden dem durch rechtskraͤftiges Erkenntniß Berech⸗ 
tigten nachträglich ausbezahlt, demjenigen dagegen, welcher ein Mortifikations⸗ 
Erkenntniß aufzuweiſen hat, ohne daß ein gerichtliches Zahlungsverbot voran⸗ 
gegangen waͤre, nur inſoweit, als ſie nicht etwa inzwiſchen gegen Einlieferung 
des ſpaͤter mortifizirten Dividendenfcheins oder Zins-Kupons anderweitig ent⸗ 
richtet worden ſein moͤchten. 


An die Stelle des 
8 $. 23. 
tritt folgender H.: i 


Der Reinertrag des Unternehmens wird fuͤr jedes Kalenderjahr beſon⸗ 
ders berechnet und der Abſchluß der Jahresrechnung ſo zeitig vorgenommen, 
daß die Vertheilung der feſtgeſtellten Dividende am 1. April erfolgen kann. 

Der Reinertrag beſteht in demjenigen Betrage, welcher nach Berichtigung 

1) der laufenden Unterhaltungs-, Betriebs- und Verwaltungskoſten, 
2) der Zinſen der Prioritaͤts-Obligationen und der zu deren Tilgung ſtatu⸗ 

tenmaͤßig feftftehenden Quote, ſowie . 

3) des ſtatutenmaͤßigen Beitrags zum Reſervefonds (neuer F. 27. in dieſem 

Nachtrag) von der geſammten Einnahme, welche der Eiſenbahnbetrieb 

in dem Jahre abgeworfen hat, uͤbrig bleibt. 


Im 
H. 24. 


Die Beſtimmung unter C. des H. 24. des Statuts faͤllt weg, nach 
Maaßgabe des voranſtehenden neuen F. 23. 
Zu 
§. 25. 
1) Die Beſtimmung unter C. dieſes H., daß den Regierungen das Stimm⸗ 
recht für die amortiſirten Aktien Littr. B. erhalten bleibe, faͤllt fort. 
Die beſonderen, den Regierungen nach Maaßgabe des Statuts und 
diefes Nachtrags zu demſelben zuſtehenden Aufſichts- und Bewilligu ge: 
rechte (SS. 4. 27% 372, 38, am Ende, 471230678910, 51. 7. 
am Schluſſe) bleiben dagegen ſelbſtverſtaͤndlich in Kraft bis nach gaͤnz⸗ 
licher Amortiſation oder Veraͤußerung der Aktien Littr. B. 
2) Die Beſtimmung dieſes H. unter D. wird veraͤndert wie folgt: 
Der Amortiſationsfonds wird von der Direktion verwaltet, welche 
der General⸗Verſammlung und den Regierungen jaͤhrlich daruͤber 
a Rechnung abzulegen hat. : 
3) Aus der Beſtimmung dieſes H. unter F. fallen die Worte „zur Ver⸗ 
et des Reſervefonds und“ nach Maaßgabe des neuen F. 23. 
inweg. 


(Nr, 3426.) Der 
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Der zweite Satz des 
a $. 26, | 
wird veraͤndert wie folgt: : 
Hi.erdurch wird indeffen die Befugniß der Geſellſchaft, uͤber die Auf⸗ 
bringung, Höhe und Verwendung des im neuen F. 23. unter 3. und im neuen 
$. 27. dieſes Nachtrags erwähnten Reſervefonds Beſchlüſſe zu faſſen und die 
zur Sicherung der Unternehmung und des regelmaͤßigen Betriebes zu machenden, 
auf den Neinertrag (neuer $. 23.) zuruͤckwirkenden Ausgaben völlig ſelbſtſtaͤndig 
feſtzuſetzen, ſoweit dieſe Befugniß nicht ſchon durch allgemeine geſetzliche Be⸗ 
ſtimmungen beſchraͤnkt iſt (F. 24. des Preußiſchen Geſetzes vom 3. Novem⸗ 
ber 1838.), weder ausgeſchloſſen noch beſchraͤnkt. 
An die Stelle des 
§. 27. 


des Statuts tritt folgender neuer $. 27.: 

Der aus dem Reinertrage des Unternehmens nach dem neuen H. 23. 
zuruͤckzulegende Reſervefonds iſt zur Deckung der nicht aus dem regelmaͤßigen 
Etat zu beſtreitenden außerordentlichen und der periodiſch wiederkehrenden groͤ⸗ 
ßeren Ausgaben beſtimmt. 

Zu dieſen Ausgaben gehoͤren namentlich die Ergaͤnzung und Erneuerung 
des Oberbaues, größere Reparaturen und Neubauten von Brüden und Ge: 
baͤuden, ſowie alle Verwendungen fuͤr die Bahn oder den Betrieb, welche durch 
außerordentliche Zufaͤlle oder Ereigniſſe veranlaßt werden; nicht aber die Er⸗ 
gänzung und Erneuerung der Betriebsmittel und die laufende Unterhaltung 
der Bahn nebſt allem Zubehoͤr, welche vielmehr vorweg aus der Betriebs⸗ 
Einnahme zu beſtreiten ſind. 

f Die zum Reſervefonds nach den Beſtimmungen des neuen H. 23. zuruͤck⸗ 
zulegende Quote darf in der Regel alljährlich nicht weniger als r Prozent, und 
nicht mehr als 1 Prozent des zu 14 Millionen Thaler angenommenen Geſammt⸗ 
Anlage⸗Kapitals, alſo nicht weniger als 90,000 Rthlr. und nicht mehr als 
140,000 Rthlr. betragen. Es treten jedoch hiebei folgende Modifikationen ein: 
1) Sobald der Reſervefonds die Hoͤhe von 500,000 Rrhlr. erreicht hat, 
unterliegt die Beſtimmung, daß mindeſtens jährlich 90,000 Rthlr. zum 

Reſervefonds zu legen feien, alljährlich einer Pruͤfung der Verwaltungs⸗ 

Vorſtände unter ſpezieller Genehmigung der bei den Aktien Littr. B. 

betheiligten Regierungen dahin, ob die obige Summe oder welche an⸗ 

dere zum Reſervefonds zuruͤckzulegen ſei, wobei jedoch die Summe von 

50,000 Rthlr. als Minimum feſtzuhalten iſt. Indeß bleibt es fuͤr die 

Betriebsjahre 1850. und 1851. den Geſellſchafts-Vorſtaͤnden uͤberlaſſen, 

nur die Summe von 50,000 Rthlr. und inſofern der reine Ueberſchuß 

der Einnahme uͤber die Ausgabe noch unter der Summe von 100,000 

Rlrhlr. bleiben ſollte, nur die Hälfte dieſes reinen Ueberſchuſſes zum Re⸗ 

ſervefonds zuruͤckzulegen. N 

2) Mehr als 1,400,000 Rthlr. darf niemals als Reſervefonds zuruͤckgelegt 
werden. Was von der Anſammlung des Reſervefonds geſagt iſt, gilt 
auch von der Ergaͤnzung deſſelben, ſobald er ſeiner Beſtimmung gemaͤß 


ganz oder theilweiſe verwendet worden iſt. 
a 3) Der⸗ 


f 2 


3) Derſelbe wird zinsbar angelegt, jedoch in einer ſolchen Weiſe, daß das 
Kapital jederzeit ohne Aufenthalt flüffig gemacht werden kann. 
Die davon aufkommenden Zinſen wachſen dem Reſervefonds wiederum zu. 


Zuſatz zu 
§. 28. 
Es bleibt der Geſellſchaft vorbehalten, bei fünftiger Ausgabe neuer Di⸗ 
videndenſcheine Talons zu ertheilen. 


Abſchnitt ll. 


Verfaſſung der Geſellſchaft her Verwaltung ihrer Angelegen- 
a eiten. 


A. General⸗Verſammlungen. 


An die Stelle des 
$. 33. 
tritt folgender neuer H. 33. 

Bei der Berufung der General-Verſammlung wird die Zeit und der Ort 
öffentlich bekannt gemacht werden (F. 58.), wann und wo die Aktien-Inhaber 
ſich uͤber den Beſitz von Aktien auszuweiſen haben, um Eintrittskarten, die zus 
gleich die Zahl der dem * zukommenden Stimmen beſcheinigen, und 
Billets zur freien Fahrt nach Ludwigsluſt in Empfang zu nehmen. | 

Es werden auch auf Vorzeigung von Depoſitalſcheinen über bei oͤffent⸗ 
lichen Inſtituten deponirte Aktien Anmeldungen angenommen und Stimmkarten 
und Billets zur freien Fahrt verabfolgt. 

Nur die Inhaber von mindeſtens fünf Aktien koͤnnen in der General- 
Verſammlung erſcheinen und haben ein Stimmrecht fuͤr je fuͤnf Aktien mit 
Einer Stimme. f g 

Die Regierungen, welche die Aktien Littr. B. uͤbernommen haben, koͤn⸗ 
nen ihr Stimmrecht nur mit Einer Stimme fuͤr je zehn der in ihrem Beſitze 
befindlichen Aktien ausuͤben. 5 

Vormuͤnder, Kuratoren, Repraͤſentanten öffentlicher. Anſtalten und Kor⸗ 
porationen müͤſſen ſich uber ihr Recht zur Vertretung ausweiſen und Fön 
Fi 175 General-Verſammlungen, auch ohne perſoͤnlich Aktionaire zu ſein, 

eiwohnen. 

Die Regierungen, welche die Aktien Littr. B. übernommen haben, wer⸗ 
den durch Kommiſſarien vertreten, in deren Kommiſſorium die Zahl der Aktien, 
fuͤr welche ſie zu ſtimmen berechtigt ſind, ausgedruͤckt iſt. 

Zuſatz zu f 

H. 35. 

Die Beſtimmungen unter 1. und 2. dieſes Paragraphen werden veraͤn⸗ 
dert wie folgt: 

Jahrgang 1851. (Nr. 3426.) 64 1) die 
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1) die Zähl der in der General⸗Verſammlung vertreten geweſenen Aktien 
(neuer, 8. 33.), welche nach den abzugebenden Stimm⸗Certifikaten berech⸗ 
net wird; 

2) das Reſultat der Abſtimmung uͤber jeden gen Berathung und Beſchluß⸗ 
nahme gebrachten Gegenſtand. Dieſes Reſultat iſt jedenfalls noch in 
der General-Berfammlung bekannt zu machen. 


An die Stelle des 
$. 36. 
tritt folgender veränderter Paragraph: 


In den ordentlichen General-Verſammlungen jeden Jahres müffen vor- 
gelegt werden: 

1) der detaillirte gedruckte Verwaltungs-Etat (Voranſchlag) für das be⸗ 
gonnene Verwaltungsjahr, welcher uͤberdies wenigſtens 14 Tage vor 
der General-Verſammlung bei den Buͤreaus der irektions-Deputatio⸗ 
nen unentgeltlich in Empfang genommen werden kann; 

2) der Bericht des Ausſchuſſes uͤber ſeine Thaͤtigkeit, ſowie der Bericht 
der Direktion uͤber die Verwaltung des verfloſſenen Jahres und die 
darüber von dem Ausſchuſſe etwa gemachten Bemerkungen; 

3) der Rechnungsabſchluß des vergangenen Jahres mit denjenigen von dem 
Ausſchuſſe gemachten Erinnerungen, welche von der Direktion nach dem 
Ermeſſen des Ausſchuſſes unerledigt geblieben find. Die General⸗Ver⸗ 
ſammlung hat zu beſchließen, welche dieſer Erinnerungen gegen die 
Direktion weiter verfolgt werden ſollen. i 

4) Sind die Ergaͤnzungswahlen fuͤr die ausgeſchiedenen Mitglieder des 
Ausſchuſſes vorzunehmen, und zwar nach den für dieſe Wahlen im H. 45. 
gegebenen beſonderen Normen. 


15 60 5 $ 37. 


a Die Beſtimmung unter 1. dieſes Paragraphen lautet nunmehr wie 
olgt: 

1) über die Ausdehnung der Geſchaͤfte der Geſellſchaft auf die im zweiten 
Satz des F. 4. bezeichneten entfernteren Zwecke derſelben, jedoch koͤnnen 
derartige Antraͤge ohne vorgaͤngige ſpezielle Zuſtimmung der bei den 
Aktien Littr. B. betheiligten Weoierungen nicht an die General-Verſamm⸗ 
lung gebracht werben. 


An die Stelle des 


tritt folgender neuer §. 38. | 
Außer den im vorigen Paragraphen den General: Berfammlungen aus⸗ 
druͤcklich vorbehaltenen Ge: enfländen und Angelegenheiten, ſoll den Aktien⸗ 
Inhabern Gelegenheit gegeben werden, Vorſchlaͤge zur Beſchlußnahme Br 
1 e⸗ 
x 


$. 38, 
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General-Verſammlung gelangen zu laſſen und zwar iſt jeder Inhaber von 
5 Aktien ſolche Vorſchlaͤge zu ſtellen berechtigt. 
Dies kann jedoch 2 
1) nur in den ordentlichen jährlichen General⸗Verſammlungen und 
2) nur dann geſchehen, wenn der desfallſige mit Gründen verfehene Antrag 
ſpaͤteſtens in dem, der ordentlichen General⸗Verſammlung zunaͤchſt voran⸗ 
gehenden Monat März dem Ausſchuſſe eingereicht wird. 

Findet der Ausſchuß den Antrag zur Vorlage an die General⸗Ver⸗ 
ſammlung geeignet, ſo wird derſelbe als Gegenſtand der Berathung in die 
Einladung zur naͤchſten General Berfammlung an de Iſt dies nicht 
der Fall und wollen ſich die oder der Antragſteller bei dem abfchläglichen 
Beſcheide nicht beruhigen, ſo koͤnnen ſie oder er verlangen, daß in der bevor⸗ 
fiehenden General-Verſammlung über die Frage: 

ob der Nah in der naͤchſten ordentlichen oder in einer außerordent⸗ 
lichen General-Verſammlung zur Sprache und eventuell zur Entſchei⸗ 
dung gebracht werden ſolle, | 
ein Beſchluß gefaßt werde. Wird dann eine außerordentliche General-Verſamm⸗ 
lung beliebt, ſo hat der Ausſchuß dieſelbe vor Ablauf von zwei Monaten f berufen. 
Den Regierungen, welche ſich bei den Aktien Littr. B. betheiligt haben, 
bleibt es jederzeit vorbehalten, Gegenſtaͤnde in der General-Verſammlung zur 
Berathung und Beſchlußnahme bringen zu laſſen; jedoch werden ſie dem Aus⸗ 
ſchuſſe davon ſo zeitig Anzeige machen, daß bei der Einladung zur General⸗ 
Verſammlung darauf Ruͤckſicht genommen werden kann. 


B. Der Ausſchuß. 
$. 39. 


An die Stelle des 


tritt folgender neuer H., 39. b 

Die Geſammtheit der Aktionaire wird durch einen von der General- 
Verſammlung aus der Zahl der Aktionaire gewählten Ausſchuß von 30 Mit⸗ 
liedern vertreten, von denen immer 12 in Preußen, 12 in Hamburg, dem 
eiderſtädtiſchen Gebiete, oder Lauenburg und 6 in Mecklenburg-Schwerin 
wohnhaft ſein muͤſſen. Die Aus ſchuß⸗Mitglieder haben alsbald na ihrer Er⸗ 
waͤhlung fünf Aktien für die Dauer ihrer Funktion zu deponiren. 

Dieselben verwalten ihr Amt unentgeltlich, erhalten aber fuͤr die in ihrer 
amtlichen Eigenſchaft im Intereſſe der Geſellſchaft zu unternehmenden Rei⸗ 
ſen Diaͤten. . 

Das erfte Alinea des 


H. 40. 
faͤllt fort. 

An die Stelle der §§. 42., 43., 44. und 45. treten folgende neue Pa⸗ 

ragraphen: 

$. 42. 
8 Die Amtsdauer der Ausſchuß⸗Mitglieder iſt auf 3 Jahre feſtgeſtellt. All⸗ 
jährlich zur General-Verſammlung ſcheiden, dem Amtsalter nach, von den 
(Nr. 3426.) a 64 * Ber⸗ 
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Berliner und Hamburger Mitgliedern je 4, von den Mecklenburger Mitglie- 
dern aber 2 aus dem Ausſchuſſe aus und werden ſodann die Erg nzungswah⸗ 
len nicht nur fuͤr dieſe regelmaͤßig Ausſcheidenden, ſondern auch fuͤr die im 
Laufe des Jahres etwa eingetretenen außerordentlichen Erledigungen vorge⸗ 
nommen. Diejenigen Perſonen, denen bei der Wahl die meiſten Stimmen zu⸗ 
fallen, treten fuͤr die regelmaͤßig ausgeſchiedenen Mitglieder auf 3 Jahre in 
den Ausſchuß ein, diejenigen aber, die demnaͤchſt die meiſten Stimmen erhalten 
haben, werden als an die Stelle der außer der Reihe Ausgeſchiedenen erwaͤhlt 
angeſehen und haben ihr Amt nur ſo lange zu verwalten, als dieſe letzteren 
noch in demſelben zu verbleiben gehabt haben wuͤrden. 


H. 43. 


Sollte ſich im Laufe eines Jahres die Zahl der Mitglieder durch außer— 
ordentliche Vakanzen dergeſtalt vermindern, daß in der Berliner- und Ham- 
burger- Abtheilung nicht mehr je 8 und in der Mecklenburger-Abtheilun nicht 
mehr 4 Mitglieder uͤbrig bleiben (vergleiche den neuen H., 9,), fo hat fich der 
Ausſchuß durch von ihm vorzunehmende Wahlen einſtweilen, bis zur naͤchſten 
ordentlichen General-Verſammlung eintretender, ſtatutenmaͤßig dazu geeigneter 
Mitglieder auf die obgedachte Zahl von beziehungsweiſe 8, 8 und 4 Mitglie- 
dern ſelbſt zu ergaͤnzen. 


$. 44. 


Behufs der von der ordentlichen General-Verſammlung vor unehmenden 
Ergaͤnzungswahlen des Ausſchuſſes ſchlaͤgt dieſer, jedoch ab Beſchrankung 
der Wahlfreiheit, die doppelte Anzahl der zu Waͤhlenden vor, mithin für Ber: 
lin und Hamburg je 8 und fuͤr Mecklenburg 4 Kandidaten (neuer H. 39.), 
außerdem aber fuͤr jede in den Abtheilungen etwa eingetretene außerordentliche 
Vakanz 2 fernere Kandidaten. 

Die austretenden Mitglieder find ſofort wieder wählbar. 

Die gedruckte Kandidatenliſte wird jedem ſtimmberechtigten Aktionair, der 
ſich zum Eintritte in die General-Verſammlung ausgewieſen hat, eingehändigt. 

Jeder Stimmberechtigte hat die Haͤlfte Rs in jeder Abtheilung verzeich— 
neten Namen zu ſtreichen, und ertheilt hierdurch den Kandidaten, deren Namen 
undurchſtrichen bleiben, die ihm zukommende Zahl von Stimmen. 

f Den Stimmberechtigten iſt es indeſſen geſtattet, an die Stelle der fuͤr 
jede Abtheilung vorgeſchlagenen Kandidaten andere zu ſetzen, die jedoch in dem— 
ſelben Staatsgebiete wohnhaft ſein muͤſſen. 

Dieſe Liſten ſind, ſobald in der General-Verſammlung zur Wahl ge⸗ 
ſchritten wird, dem Richter oder Notar zu uͤbergeben, welcher das Protokoll 
in der General⸗Verſammlung fuͤhrt. ; 

Kandidatenliſten, auf welchen weniger als die Hälfte der Namen in jeder 
Abtheilung geftrichen find, werden bei der Stimmzaͤhlung nicht beruͤckſichtigt. 

Diejenigen Perſonen, welche in den betreffenden Abtheilungen die ver— 
haͤltnißmaͤßig größte Stimmzahl erhalten haben, ſind zu Mitgliedern des Aus— 
ſchuſſes gewählt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das von dem protokolli⸗ 
renden Richter oder Notar zu ziehende Loos. ; 

H. 45. 


a SL 


H. 45. 


Die Erwaͤhlten haben ſich uͤber die Annahme der Wahl innerhalb acht 
Tage zu entſcheiden. Lehnen einer oder mehrere der Erwählten die Wahl ab, 
ſo And derjenige oder diejenigen, welche in den betreffenden Abtheilungen naͤchſt 
den Erwaͤhlten die meiſten Stimmen erhalten haben, als zu Ausſchuß-Mitglie— 
dern erwaͤhlt anzuſehen und einzuberufen. 


H. 46. 
wird mit einem Zuſatze verſehen, wie folgt: 


Die Direktion hat demnach in allen Angelegenheiten, die in dieſem Sta⸗ 
tute nicht ausdruͤcklich ihrer alleinigen Behandlung und Beſchlußnahme zuge: 
wieſen ſind, die Entſcheidung des Ausſchuſſes als ichtſchnur ihrer Handlungs— 
weiſe anzuſehen. 


An die Stelle des 
$. 47. 
tritt folgender neuer H. 
Zu den ausſchließlichen Rechten und Pflichten des Ausſchuſſes gehoͤrt: 


1) die Feſiſtellung des Bauplanes für die Bahn und Zubehör, ſoweit der: 
felbe noch nicht ausgeführt fein möchte, nach den von der Direktion 
vorzulegenden vollſtaͤndigen Zeichnungen und Anſchlaͤgen, ſowie die 
Genehmigung etwaiger ſpaͤterer Abweichungen von denſelben und die 
Genehmigung der künftig erforderlich werdenden Neue und Veränderungs⸗ 
bauten, gleichfalls nach den von der Direktion vorzulegenden Zeichnungen 
und Anſchlaͤgen. Die Genehmigung der Reparaturbauten iſt nur er⸗ 
forderlich, wenn dieſelben einen Aufwand von 1000 Thalern Preußiſch 
Courant uͤberſteigen. 

„Mehrere Reparaturen an einem und demſelben Bauwerke ſind zu: 
ſammen zu rechnen. Bauten und andere Einrichtungen, die nur zur 
Verſchöͤnerung dienen, unterliegen, ohne Ruͤckſicht auf den Koſtenbetrag, 
der Genehmigung des Ausſchuſſes (neuer F. 53.). Ueberſteigt der 
Betrag einzelner Neu- oder Meränderungsbauten die Summe von 
20,000 Thalern Preußiſch Courant, ſo iſt außerdem die ſpezielle Ge⸗ 
e der bei den Aktien Littr. B. betheiligten Regierungen einzu— 

olen; 

2) die Genehmigung und Feſtſtellung des innerhalb der erſten beiden Mo— 
nate jeden Jahres von der Direktion vorzulegenden allgemeinen Voran— 
ſchlags für die Geſammt-Ausgaben (Verwaltungs⸗Etats) des laufenden 
Jahres, ſowie des von der Direktion jaͤhrlich im Dezember fuͤr das 
nächfte Jahr vorzulegenden Perſonal-Etats. Gleichzeitig mit der Vor⸗ 

lage der Etats an den Ausſchuß ſind dieſelben an die bei den Aktien 


Littr. B. betheiligten Regierungen mitzutheilen; 


(Nr. 3426.) 3) die 
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3) die Feſtſtellung des jaͤhrlichen Reinertrags und der Dividende, ſowie 
der zum Reſervefonds zuruͤckzulegenden Quote, jedoch unter ſpezieller 
Genehmigung der bei den Aktien Littr. B. betheiligten Regierungen; 

4) die Bewilligung der Verwendungen aus dem Reſervefonds. erwen⸗ 
dungen aus dem Reſervefonds, welche nicht zu den periodiſch wieder— 
kehrenden gehoͤren, beduͤrfen jedoch der ſpeziellen Genehmigung der bei 
den Aktien Littr. B. betheiligten Regierungen; 

5) die Berufung der General-Verſammlung, ſowie die Vorpruͤfung und 
Feſtſtellung der in derſelben vorzubringenden Angelegenheiten; 

6) die Genehmigung bei Veränderungen des Fahrplans, des Tarifs 
(Hö. 29. und 32. des Preußiſchen Eiſenbahn-Geſetzes vom 3. November 
1838.), der Transport- und Bahngelder für Perſonen und Sachen, 
jedoch iſt der Ausſchuß verpflichtet, die Zuſtimmung der bei den Aktien 
Littr. B. betheiligten Regierungen einzuholen; 

7) die Genehmigung: a 

a) der Unterhandlungen von Verträgen mit Regierungs- und anderen 
Behoͤrden. Ueberſteigt ein ſolcher Vertrag einen Belauf oder 
ein Intereſſe von 20,000 Thalern Preußiſch Courant, ſo iſt der— 
ſelbe den bei den Aktien Littr. B. betheiligten Regierungen foͤrder— 
ſamſt mitzutheilen; 

b) der von der Direktion vor dem Abſchluſſe vorzulegenden Lieferungs— 
oder ſonſtigen Vertraͤge, welche ein Intereſſe oder einen Werth 
von mehr als 1000 Rihlr. Preuß. Courant betreffen; 

c) der Zulaffung einer Ausnahme von dem ſonſt die Regel bildenden 
Wege des Öffentlichen Aufgebots, bei Lieferung von Bau⸗ und 
Handwerks-Arbeiten, oder bei allen anderen Anſchaffungen und 
Einrichtungen, welche einen Werth von 1000 Rthlr. Preuß. Cou⸗ 
rant uͤberſteigen (§. 53. Nr. 5. und 15.) 

8) die Befugniß zur Bewilligung von Gratifikationen und Remunerationen, 
jedoch- unter der Verpflichtung, die Zuſtimmung der Regierungen, welche 
die Aktien Littr. B. übernommen haben, einzuholen, ſobald die Grati⸗ 
fifationen oder Remunerationen die Summe von 200 Rthlr. Preuß. 
Courant uͤberſteigen; > 

9) die Reviſion, Prüfung und endliche Genehmigung der in den erſten 
zwei Monaten eines jeden Jahres von der Direktion vorzulegenden Ver— 
waltungsrechnung des vergangenen Jahres, wozu der Ausſchuß beſondere 
Reviſoren abzuordnen befugt iſt, das Moniren derſelben, ſowie die De⸗ 
charge der Direktion. Die mit dieſer Reviſion, woran kommiſſariſch 
Theil zu nehmen den bei den Aktien Littr. B. betheiligten Regierungen 
unbenommen iſt, 10 beauftragenden Ausſchuß-Mitglieder oder ſonſtigen 
Perſonen haben uͤber die Geſammt-Verwaltung des vergangenen Jahres, 
insbeſondere unter Vergleichung des Voranſchlags und des wirklichen 
Ergebniſſes der Verwaltung, in einer Plenar-Verſammlung in dem Aus— 
ſchuſſe Bericht zu erſtatten; h 

10) die Wahl der Mitglieder der Direktion, der Abſchluß der Dienſtvertraͤge 
mit denſelben, ſowie die Beſchlußnahme uͤber die etwa erforderliche En 

penfion 
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penſion ſeiner eigenen Mitglieder oder derjenigen der Direktion bis zur 
nächften General-Verſammlung. Die mit den Direktoren abzuſchließenden 
Vertrage find der ſpeziellen Genehmigung der bei den Aktien Littr. B. 
betheiligten Regierungen zu unterwerfen, ohne daß ſich jedoch dieſe Ge⸗ 
nehmigung auf die anzuſtellenden Perſonen bezieht; 

11) die Prüfung, Genehmigung oder Abaͤnderung der Geſchaͤfts-Ordnung 
der Direktion; 

12) die Genehmigung der von der Direktion vorzuſchlagenden Perſonen fuͤr 
ſolche Beamtenſtellen, mit welchen ein höheres jährliches Gehalt als 
400 Rthlr. Preuß. Courant verbunden iſt, ſowie die Genehmigung der 
mit ſolchen Beamten abzuſchließenden Dienftverträge (F. 53. Nr. 14.); 

13) die Aufſicht uͤber die Verwaltung der Direktion im weiteſten Umfange, 
ſowie die Befugniß zur Kaſſen⸗Reviſion durch Kommiſſarien; eine be⸗ 
ſtaͤndige Rechnungs⸗Reviſion durch dazu ſtändig oder zeitweilig anzuſtel⸗ 
lende Beamte. 


An die Stelle des 
H. 48. 
tritt folgender neuer H. 48.: 


Der Ausſchuß bildet ein Kollegium unter Leitung eines von ihm aus 
feiner Mitte gewählten Vorſitzenden. Für Verhinderungsfaͤlle werden im Vor: 
aus zwei Stellvertreter deſſelben gewählt. ö 

Der Ausſchuß verſammelt ſich in der Regel alle vier Monate in Lud⸗ 
wigsluſt und außerdem ſo oft es vom Vorſitzenden fuͤr noͤthig erachtet oder 
von der Direktion bei demſelben beantragt wird. Es bleibt aber dem Vor⸗ 
ſitzenden des Ausſchuſſes vorbehalten, in einzelnen Fällen einen andern Ort fuͤr 
dieſe Verſammlung anzuberaumen. 

Zu einer beſchlußfaͤhigen Verſammlung iſt die geſchehene Einberufung 
fämmtlicher Mitglieder und die Anweſenheit von mindeſtens der Haͤlfte der 
zeitweiligen Mitglieder erforderlich. Der Ausſchuß entſcheidet, abgeſehen von 
Wahlhandlungen, nach abſoluter Stimmenmehrheit der Anweſenden. Bei 
Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des PVorſitzenden, beziehungsweiſe 
des ſtellvertretenden Vorſitzenden. 

Bei Wahlen gilt die relative Stimmenmehrheit oder bei Stimmengleich— 
heit das Loos. ‚ 

Die reglementariſchen Beſtimmungen für feinen Geſchaͤftsgang bleiben 
dem Ausſchuſſe ſelbſt uͤberlaſſen, derſelbe iſt indeſſen verpflichtet, uͤber ſeine 
Verhandlungen Protokolle zu fuͤhren. 

Die Erlaſſe des Ausſchuſſes werden von dem Vorſitzenden unterzeichnet. 
Wee der Sektionen (H. 49.) von dem Vorſitzenden derſelben. 
je Mitglieder des Ausſchuſſes ſind der Geſellſchaft fuͤr grobe Verſe⸗ 
hen verantwortlich. ! | 
Dieſelben haben ſich aber in den General-Verſammlungen der Theil⸗ 
nahme an den Abſtimmungen bei allen, die etwaige Verantwortlichkeit des 
Ausſchuſſes direkt betreffenden Angelegenheiten zu enthalten. e des 
Ausſchuſſes, welche ſich mit der Geſellſchaft in ein kontraktliches haͤltniß 
(Nr. 34:6.) b ein⸗ 
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einlaſſen, haben bei allen, dieſes Verhaͤltniß und ſonach ihr Privat-Intereſſe 
beruͤhrenden Berathungen des Ausſchuſſes kein Stimmrecht, ſondern muͤſſen bei 
denſelben abtreten. 


An die Stelle des 


H. 49. 


des Statuts tritt folgender neuer Paragraph: 

Zur Erleichterung der im H. 47. Nr. 13. dem Ausſchuſſe vorbehaltenen 
Aufſicht theilt ſich derſelbe in zwei Sektionen, von denen die eine in Berlin, 
die andere in Hamburg zuſammentritt. 

Von den ſechs Mecklenburger Mitgliedern treten drei in die Berliner 
und drei in die Hamburger Sektion ein. Die kuͤnftig neu zu erwaͤhlenden 
Mecklenburger Mitglieder haben ſofort unter ſich ein Uebereinkommen zu tref- 
fen, in Ermangelung eines ſolchen das Loos daruͤber entſcheiden zu laſſen, wer 
von ihnen der Berliner und wer der Hamburger Sektion ſich anſchließt. 

Bei derjenigen Sektion, welcher ſie einmal zugetheilt ſind, bleiben ſie fuͤr 
ihre Amtsdauer. ö 

Wiedererwaͤhlung gilt in dieſer Hinſicht wie eine erſte Wahl, ſo daß 
alſo von Neuem die Zutheilung des Wiedererwaͤhlten zu dieſer oder jener Sek— 
tion in obiger Weiſe erfolgen muß. f 

Die Anweſenheit von mindeſtens der Haͤlfte der zeitweiligen Mitglieder 
genuͤgt, um guͤltige Beſchluͤſſe in den Sektionen zu faſſen. 

Um den Mecklenburger Mitgliedern die Theilnahme an den Sektions⸗ 
Verhandlungen zu erleichtern, werden in der Regel alle zwei Monate Sektions⸗ 
Sitzungen in Berlin und Hamburg an dazu fuͤr jedes Jahr im Voraus durch 
die Vorſitzenden der Sektionen feſtzuſetzenden Tagen gehalten. 

Dringliche, in der Zwiſchenzeit der e e erforderlich wer: 
dende Abſtimmungen werden nach dem Ermeſſen der 9 orſi enden in außeror⸗ 
dentlichen Sektions-⸗Sitzungen und beziehungsweiſe, falls die Mecklenburger Mit⸗ 
glieder nicht zeitig genug zu denſelben berufen werden koͤnnten, durch Eirkular⸗ 
Abſtimmung, an welcher ebenfalls wenigſtens die Hälfte der zeitweiligen Mit- 
glieder Theil genommen haben muß, gefaßt. ; 

Die Berliner Sektion wird den Bau und Bahnbetrieb von Berlin bie 
zur Preußiſch⸗Mecklenburgiſchen Grenze, die Hamburger Sektion denſelben von 
Bergedorf bis zur Preußiſchen Grenze beaufſichtigen. 

Jede dieſer Sektionen iſt berechtigt und verpflichtet, Einſicht in die Buͤ— 
cher, Akten und Briefſchaften der Direktion zu verlangen, die Buchfuͤhrung, 
ſowie die Kaſſen nachzuſehen und uͤber die etwa bemerkten Maͤngel von der 
Direktion Auskunft zu fordern. f , 

Auch ift jede einzelne Sektion berechtigt, eine Verſammlung des Ge— 
ſammt-Ausſchuſſes zu veranlaſſen. 


C. Die Direktion. 


An die Stelle der $$. 50. 51. 52. 53. 54. 35. und 56, treten folgende 
neue Paragraphen: EN 


a en 


$. 50. 


Die Direktion beſteht aus wenigſtens drei und hoͤchſtens fünf vom Aus⸗ 
ſchuſſe zu erwaͤhlenden Mitgliedern, unter denen auch der Ober⸗Ingenieur der 
Geſellſchaft ſein kann. 

Ueber Amtsdauer, Gehalte, ſonſtige Zuſtaͤndigkeiten und Wohnſitz der⸗ 
Be ee die mit ihnen durch den Ausſchuß zu ſchließenden Vertraͤge 

as Naͤhere. 

Jedes Direktions-Mitglied hat der Regel nach vor Antritt des Amts 
yon Aktien bei der Hauptkaſſe der Gefellfchaft zu hinterlegen, jedoch kann der 
Ausſchuß nach Umſtaͤnden davon befreien. 


§. 51. 


Jeder der beiden Regierungen, welche die Aktien Littr. B. uͤbernommen 
haben, bleibt das Recht vorbehalten, außer den vom Ausſchuſſe gewaͤhlten 
Mitgliedern der Direktion (§. 50.) noch ein ferneres Mitglied zu derſelben zu 
c und deren, aus der Geſellſchaftskaſſe zu berichtigendes Gehalt feſt⸗ 
zuſetzen. 

Im Uebrigen haben die Regierungs⸗Direktoren gleiche Rechte und 
Pflichten mit den vom Ausſchuſſe erwaͤhlten Mitgliedern der Direktion. 

Sobald die gedachten Regierungen von der Befugniß, zwei Regierungs⸗ 
Direktoren zu ernennen, Gebrauch machen, erliſcht das in den HF. 377, 47. 
zu den Beflimmungen 1 — 4., 6., 7*, 8. und 9. ihnen in ihrer Eigenſchaft 
als B. Aktionairen vorbehaltene ſpezielle Recht zur Genehmigung der dort 
bezeichneten Funktionen des Ausſchuſſes und zwar für fo lange, als die Regie⸗ 
rungs⸗Direktoren beibehalten werden. Mit deren Zuruͤckziehung tritt auch dieſes 
fpezielle Genehmigungsrecht wieder in Kraft. a 
\ Es bedarf jedesmal der Zuſtimmung der bei den Aktien Littr. B. bethei⸗ 
ligten Regierungen, wenn der Ausſchuß die Zahl der von ihm zu waͤhlenden 
Direktions⸗Mitglieder über drei hinaus vermehren will. 


§. 52. 


Die Direktion vertritt allein und vollſtaͤndig die Geſellſchaft nach außen 
und leitet deren Angelegenheiten nach Maaßgabe dieſes Statuts und der ſtatu⸗ 
tenmaͤßigen Beſchluͤſſe der General-Verſammlung und des Ausſchuſſes. 


H. 53. 


Die Befugniſſe und Aufgaben der Direktion ſind beziehungsweiſe unter 
Genehmigung oder Mitwirkung des Ausſchuſſes nach Maaßgabe der Beſtim⸗ 
mungen des H. 47. nachſtehende: 


1) Die Verwaltung des Vermoͤgens der Geſellſchaft, ſowie die ſtatuten⸗ 
N 


8 


mäßige Verfügung über daſſelbe, und die Verwendung der Einnahme, 

beziehungsweiſe innerhalb der Grenzen des vom Ausſchuſſe genehmigten 
Verwaltungs: und Perſonen⸗Etats. 

Bei der zinsbaren Unterbringung der Kaffenbeftände der Geſell⸗ 

ſchaft wirkt jedoch in jeder Deputation (H. 56.) eine von der betreffenden 

Jahrgang 1851, (Nr. 3426.) 65 Ab: 
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Abtheilung des Ausſchuſſes zu waͤhlende Kommiſſion von zwei Ausſchuß— 

Mitgliedern mit. 

2) Erwerbung der zur Erreichung des Geſellſchaftszweckes erforderlichen 
Grundſtuͤcke, jedoch unter Genehmigung des Ausſchuſſes. 

3) Die Vorlegung der Zeichnungen und Anſchlaͤge fuͤr die erforderlichen 
Neu: und Veraͤnderungsbauten, beziehungsweiſe Reparaturen, nach 
Maaßgabe des F. 47. unter Nr. 1. 

4) Die Ausfuͤhrung aller Bauten und Reparaturen innerhalb der Grenzen 
der unter Nr. 3. erwaͤhnten Anſchlaͤge. 

5) Die Beſorgung der zum Transportbetriebe erforderlichen Anſchaffungen 
von Material, Transportmitteln und Utenfilien, nach eingeholter Geneh- 
migung des Ausſchuſſes in Gemaͤßheit der Beſtimmungen des H. 47., 
unter Nr. 7. b. und c. a 

6) Die Unterhaltung der Bahn, der Transportmittel und des geſammten 
Inventars innerhalb der Grenzen des jaͤhrlichen Voranſchlags. 

7) Die Leitung des Transportbetriebes. 1 

8) Die geſammte Kaffen- Verwaltung und die Einrichtung und Beaufſich⸗ 
tigung einer vollſtaͤndigen Buch- und Rechnungsfuͤhrung. 

9) Die Entwerfung des Verwaltungs- und Perſonal⸗Etats, der Geſchaͤfts⸗ 
Inſtruktionen, des Betriebs-Reglements und der Fahrplaͤne. Dieſelben 
ſind dem Ausſchuſſe zur e a vorzulegen. 

10) Der jährliche Buͤcherabſchluß und die jaͤhrliche Inventur des Geſell— 
fchafts- Vermögens, 

11) Die Berechnung und, der Vorſchlag uͤber die Höhe der jährlichen Divi— 
denden und der zum Reſervefonds zuruͤckzulegenden Quote. 

12) Die Ablegung und Rechtfertigung der Rechnungen. N 

13) Die alljaͤhrliche Anfertigung eines der ordentlichen General-Verſamm⸗ 
lung vorzulegenden vollftändigen Berichtes Uber den Gang und das 
Gedeihen des Unternehmens und den Stand der Kaſſe. Auch ſind dem 
Ausſchuſſe auf jedesmaliges Verlangen deſſelben allgemeine oder ſpezielle 
Berichte einzureichen. l 

14) Die Ernennung aller Unterbeamten der Geſellſchaft innerhalb des Etats 
und der Abſchluß der mit denſelben einzugehenden Dienſt⸗Vertraͤge, je⸗ 
doch nach eingeholter Genehmigung des Nusſchuſſes für die Perſon der 
Anzuſtellenden, und die mit ihnen abzuſchließenden Vertraͤge, ſobald in 
den einzelnen Faͤllen das jährliche Gehalt die Summe von 400 Rthlr. 
Preuß. Cour. uͤberſteigt ($. 47). f b 

15) Unterhandlung und Abſchluß aller Vertraͤge, jedoch beziehungsweiſe nach 
8 der Beſtimmungen des H. 47. unter 7., a, b. und c. 

16) Die Verwaltung des Tilgungsfonds fiir die Aktien Littr. B. und des 
Reſervefonds. 

Außer dieſen beſonderen Befugniſſen, iſt die Direktion (unbeſchadet der 
Verpflichtung derſelben in den ſtatutenmaͤßig vorgeſehenen Faͤllen nur unter 
Genehmigung des Ausſchuſſes zu handeln, worüber fie ſich jedoch Dritten ge— 
genuͤber nicht auszuweiſen braucht) zu allen denjenigen Handlungen ermäch- 
tigt, zu denen die Geſetze der von der Eiſenbahn durchſchnittenen Gebiete eine 


Spe⸗ 


- Mm - 


Spezial: Vollmacht erfordern, ſo daß die Vorſchrift des F. 118. Titel 13. 
Theil I. des Preußiſchen Landrechts auf die Direktion nicht Anwendung fin⸗ 
det. Insbeſondere ſoll dieſelbe die Befugniſſe haben, welche Titel 8. Theil II. 
des Preußiſchen Landrechts einem unbeſchraͤnkten Handlungs-Disponenten bei⸗ 
legt, auch ermächtigt ſein, die Geſellſchaft in allen gerichtlichen Verhandlungen 
zu vertreten, Eintragungen jeder Art in die Hypothekenbuͤcher und Loͤſchungen 
in denſelben zu bewilligen, Wiederveraͤußerungen und Ceſſionen vorzunehmen, 
Vergleiche zu ſchließen, Eide zu deferiren, zu referiren, zu akzeptiren und zu 
leiſten und zu erlaſſen, oder für geſchworen anzunehmen, Gelder, Dokumente 
und Vermoͤgens-Objekte uͤberhaupt, namentlich aus gerichtlichen Depoſitorien 
zu empfangen und daruͤber rechtsguͤltig zu quittiren, Grundeigenthum fuͤr die 
Geſellſchaft zu erwerben, Kaufgelder in Veraͤußerungsfällen zu kreditiren, Dar⸗ 
lehne aufzunehmen und ſchieds richterlicher Entſcheidung mit und ohne Vorbehalt 
von Rechtsmitteln ſich zu unterwerfen. In Beziehung auf die Geſellſchaft iſt die 
Direktion verpflichtet, das Intereſſe derſelben moͤglichſt nach ihrer beſten Einſicht 
wahrzunehmen, und beſonders die Vorſchriften des Statuts, ſowie die Be⸗ 
Kehle der General⸗Verſammlung und des Ausſchuſſes, zu befolgen und aus⸗ 
uführen (F. 46.), die letzteren auch in den ſtatutenmaͤßigen Faͤllen ſelbſt zu 
eantragen. 8 


1 
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Mitglieder der Direktion, welche ſtimmfaͤhige Aktionaire der Geſellſchaft 
ſind, enthalten ſich der Theilnahme an denjenigen Abſtimmungen der General— 
Verſammlung, welche die Verantwortlichkeit der Direktion oder eines ihrer 
Mitglieder zum Gegenſtand haben. 

Den Nachweis, daß ſie innerhalb der ihr ſtatutenmaͤßig zuſtehenden Be— 
fugniſſe handelt, iſt die Direktion gegen dritte Perſonen zu fuͤhren nicht ver⸗ 
bunden; ſie verpflichtet die Geſellſchaft gegen Dritte unbedingt durch die Unter⸗ 
ſchrift von 1155 ihrer Mitglieder. Sollten aber zu einer von ihr vorzunehmen⸗ 
den Unterſchrift zwei Mitglieder nicht zur Stelle fein, fo wird die zweite Unter⸗ 
ſchrift von einem der durch die betreffende Ausſchuß⸗Sektion zur Direktion ab⸗ 
zuordnenden Ausſchuß⸗Mitglieder (F. 56.) geleiſtet. 


§. 55. 


Zur Legitimirung der Direktion, der zu denſelben stellvertretend abgeord⸗ 
neten Ausſchuß⸗ Mitglieder und der Syndiei (F. 57.) der Geſellſchaft, ſoll in 
der Regel ein von der Geſellſchaft ſelbſt ausgehender Anſchlag auf der Boͤrſe 
in Berlin und Hamburg genuͤgen, und in denjenigen Faͤllen, in welchen derſelbe 
nach den geſetzlichen Beſtimmungen nicht fuͤr hinreichend erachtet werden kann, 
ſoll ein auf Grund der ſtattge abten Wahlvperhandlungen ausgefertigtes No⸗ 
tariats⸗Zeugniß erforderlich und genügend ſein. Ein ſolches Zeugniß wird die 
Geſellſchaft unter allen Umftänden als Legitimations-⸗Urkunde der darin gedach⸗ 
ten Perſonen auch vor den Gerichts- und anderen öffentlichen Behörden unbe⸗ 
lagen und ohne Darlegung der gedachten Wahlverhandlungen gegen ſich gelten 

en. 
(Nr,,3426.) 65* H. 56. 


* 
F. 56. 


| Die Direktion bildet ein Kollegium unter Leitung eines von dem Aus⸗ 
ſchuſſe aus ihrer Mitte zu erwaͤhlenden Vorſitzenden. Der Sitz der Direktion 
ift in Gemaͤßheit des Staatsvertrags vom 8. November 1841. in Berlin. 
Doch theilt fie fich zum Behufe der Verwaltung in zwei Deputationen, von denen 
eine in Berlin, die andere in Hamburg ihren Sitz hat. Die Ausſchuß⸗Sektion 
in Berlin ſowohl, als die in Hamburg, hat, wenn die Direktion aus weniger 
als ſechs Perſonen beſteht, alljaͤhrlich eins oder mehrere ihrer Mitglieder oder 
des Syndikats abzuordnen, um jede der beiden Direktions-Deputationen bis 
zu drei Perſonen noͤthigenfalls zu ergaͤnzen, und zwar zu folgenden Zwecken: 

4) um die im $. 53. unter Nr. 1. bezeichnete Mitwirkung bei Unterbrin⸗ 
gung der Kaſſenbeſtaͤnde zu leiſten und überhaupt bei ſonſt vorfommen- 
den wichtigen finanziellen Geſchaͤften zuzutreten; 

2) um die Direktions-Mitglieder ſelbſt in eee zu vertreten 
und namentlich die am Schluſſe des $. 54. erwähnte Ergaͤnzung der 
Unterſchrift der Direktion zu leiſten; 

3) endlich um, wenn an dem einen oder anderen Orte in einzelnen dringen— 
den Faͤllen eine kollegialiſche Berathung und Beſchlußnahme noͤthig 
wird, mit einem einzelnen oder zwei Direktoren zuſammenzutreten, zu 
berathen und zu beſchließen. 


Zu einer kollegialiſchen Berathung und Beſchlußnahme der Deputa— 
tionen iſt die Anweſenheit von drei Mitgliedern erforderlich, ſo daß be iehungs⸗ 
weiſe eines oder zwei der eben gedachtermaaßen beauftragten Aus ſchuß-Mitglieder 
hinzu zu ziehen ſind. 

N Die regelmaͤßigen Verſammlungen der Direktion finden am Sitze der— 
ſelben, in Berlin, ſtatt, und ſind in ihnen die Verwaltungs-Angelegenheiten zu 
verhandeln und ſoviel als thunlich zu erledigen. 

An dieſen Sitzungen ſind die zur Direktion abgeordneten Ausſchuß⸗ 
Mitglieder Theil zu nehmen berechtigt. Sie haben jedoch eine entſcheidende 
Stimme nur, inſofern ſie ein verhindertes Direktions-Mitglied vertreten. Das 
Naͤhere uͤber die Vertheilung der Geſchaͤfte unter die Direktoren und die Kom⸗ 
petenz der Deputationen, beſtimmt das von der Direktion zu entwerfende und 
vom Ausſchuſſe zu genehmigende Geſchaͤfts-Reglement. 

Soviel als ſich dies mit einer gedeihlichen Handhabung des Geſchaͤfts 
vertraͤgt, ſoll uͤbrigens die Berliner Direktions-Deputation die Leitung des Be— 
triebes und der Verwaltung bis zur Preußiſch-Mecklenburgiſchen, die Hambur⸗ 

er Deputation dieſelbe Aufgabe bis zur Preußiſchen Grenze mit gleichen 
echten und Pflichten, jedoch nur in Gemaͤßheit der den Deputationen von 
der Geſammt⸗Direktion zu ertheilenden Kommiſſorien, zu beſchaffen haben. 

Iſt der Betriebs-Direktor nicht Mitglied der Direktion, fo iſt der mit 
der Leitung des Betriebes beauftragte Beamte den Territorial-Regierungen 
namhaft zu machen. 

Die Direktion wird das über ihre Verhandlungen und Beſchluͤſſe zu 
führende Protokoll dem Ausſchuſſe, ſowie die einzelnen Deputationen, wenn he 
kollegialiſch berathen, ſich das ihrige gegenfeitig in Abſchrift mittheilen. Die 
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Direktoren ſind verpflichtet, den General-Verſammlungen der Aktionaire beizu⸗ 
wohnen und, wenn es gewuͤnſcht wird, bei den Plenar- und Sektions— 
Verſammlungen des Ausſchuſſes zu erſcheinen. 


An die Stelle des 
$. 97. 


des Statuts tritt folgender neuer $. 57. 


D. Das Syndikat. 


Fuͤr die Leitung der Rechts⸗Geſchaͤfte der Geſellſchaft werden vom Aus⸗ 
ſchuſſe zwei rechtskundige Syndiei ernannt, von denen einer in Berlin, einer in 
Hamburg wohnen. 

Die mit denſelben zu ſchließenden Vertraͤge enthalten die Bedingungen 
ihrer Anſtellung. TR 

Ihr Geſchaͤftskreis iſt folgender: 

1) Sie find ſowohl dem Ausſchuſſe als der Direktion beiraͤthig. 

2) Sie wohnen beide, in Verhinderungsfaͤllen wenigſtens einer von ihnen, 
den General-Verſammlungen bei. 

3) Sie ſind verpflichtet, b einer von ihnen, den Plenar-Verſamm⸗ 
lungen des Ausſchuſſes und der Direktion beizuwohnen. 

4) Dieſelbe Thaͤtigkeit haben ſie be jehungsweiſe bei den Sektions⸗ und 
Deputations-Verſammlungen des Ausſchuſſes und der Direktion in Ber— 
lin und Hamburg auszuuͤben. 

5) Sie fuͤhren in den Verſammlungen (Nr. 3. und 4.) das Protokoll und 
haben in denſelben eine berathende Stimme. N 

6) Sie vertreten die Geſellſchaft bei allen Rechtsſtreitigkeiten, und zwar der 
in Berlin wohnende Syndikus bei den im Preußiſchen Gebiete, und der 
in Hamburg wohnende bei den in den andern von der Bahn beruͤhrten 
Staatsgebieten enge, 

Fuͤr den Fall, daß die Prozeßfuͤhrung bei einem Gerichte erfolgt, 
welches nicht am Wohnorte des Syndikus ſeinen Sitz hat, ſchlagen ſie 
der Direktion Bevollmächtigte vor, find jedoch auch alsdann verpfichte, 
die Information und Leitung der Rechtsſtreitigkeiten zu übernehmen. 

Die mit den Mitgliedern des Syndikats neu abzuſchließenden Dienſt⸗ 
vertrage find an die ſpezielle Genehmigung der bei den Aktien Littr. B. bethei⸗ 
ligten Regierungen gebunden. Die Wahl der Perſonen ſteht aber auch dann 
lediglich dem Ausſchuſſe zu. 4 4 

Es bleibt der Geſellſchaft vorbehalten, bei eintretender Vakanz nur einen 
Syndikus anzuſtellen. 


Abſchnitt IV. 
Allgemeine Beſtimmungen. 
An die Stelle des 


tritt folgender neuer §. 59. ö 
(Nr. 24260 ö Strei⸗ 
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a u 

Streitigkeiten uͤber das Eigenthum, den Beſitz oder ſonſtiges Anrecht an 
Aktien und Prioritaͤts⸗Obligationen oder deren Zubehör, koͤnnen in den für ſolche 
Papiere der Geſellſchaft gegenuͤber beſtehenden Verpflichtungen keine Aenderungen 
hervorbringen. Die Geſellſchaft beruͤckſichtigt deshalb, abgeſehen von den in 
den Hh. 19. und 20. erwähnten richterlichen Verfügungen, ſolche Streitigkeiten 
uͤberall nicht. Streitigkeiten zwiſchen den einzelnen Aktionairen und den Ver⸗ 
waltungsbehörden der Geſellſchaft, welche die Verwaltung des Geſellſchafts⸗ 
Vermoͤgens im weiteſten Sinne, oder die Anrechte der Aktionaire auf Mitwir⸗ 
kung bei dieſer Verwaltung betreffen, duͤrfen nie zur richterlichen oder ſchieds⸗ 
richterlichen Entſcheidung gebracht werden, ſondern ſind, wenn die Statuten 
und Geſellſchafts-Beſchluͤſſe darüber beſtimmen, vom Geſammt-Ausſchuſſe, in 
Ermangelung ſolcher Beſtimmungen aber von der General-Verſammlung nach 
einfacher Stimmenmehrheit zu entſcheiden. 


Nur in zwei Fällen findet der gewöhnliche Rechtsweg ſtatt: 

a) wenn dem Inhaber eines Dividendenſcheins die Zahlung der nach Summe 
und Zahlungsfriſt ſtatutenmaͤßig feſtgeſtellten Dividende gegen Produktion 
des Dividendenſcheins nicht geleiſtet wuͤrde; 

bp) wenn gegen eine von der Direktion abgelegte Jahresrechnung Grinne- 
rungen ſtehen bleiben, welche auch in der General-Verſammlung nicht 
Ko ou angenommen, ſondern zur weiteren Verfolgung verwieſen 
wuͤrden. 


In letzterem Falle iſt auch ein Schiedsrichterverfahren zulaͤſſig, wenn 
der Ausſſchuß damit einverſtanden iſt und die Direktion oder der betreffende 
Beamte darauf antraͤgt. i 

Zu einem ſolchen ſchiedsrichterlichen Verfahren ernennt jede der beiden 
Parteien zwei Schiedsrichter, und waͤhlen dieſe vier Schiedsrichter einen fuͤnften. 
Können ſie ſich über deſſen Perſon nicht einigen, fo wird von ihnen das Kö: 
niglich Preußiſche Miniſterium fuͤr Handel und Gewerbe um die Ernennung 
deffelben erſucht. Die von den Parteien getroffene Wahl nebſt der ſchriftlichen 
Annahme derſelben Seitens der Gewaͤhlten muß jeder Theil dem andern ſpaͤ— 
teſtens vier Wochen nach erfolgter Erklaͤrung, den Ausſpruch eines Schieds— 
gerichts annehmen zu wollen, nachweiſen, widrigenfalls dem ſaͤumigen Theil 
von dem andern die Schiedsrichter nach der vorſtehenden Norm unwiderruflich 
gewählt werden. Das ſchieds richterliche Verfahren findet zu Berlin ſtatt, falls 
die Parteien ſich nicht uͤber einen andern Ort vereinigen. Das Schiedsgericht, 
welches auf die nachfolgenden Beſtimmungen im Voraus zu verpflichten iſt, 
hat einen Referenten und einen Korreferenten, und zwar einen aus den von 
der einen, den andern aus den von der andern Partei bezeichneten Schiedsrich— 
tern zu ernennen. Die Relation und Korrelation muß ſchriftlich eingeliefert 
werden. Die Parteien koͤnnen ſich durch einen Rechtsbeiſtand vertreten laſſen, 
muͤſſen aber auf Verlangen auch perſoͤnlich vor den Schiedsrichtern erſcheinen. 
Das Schiedsgericht hat ſeinen Ausſpruch mit Entſcheidungsgruͤnden zu verſehen. 

Beide ſtreitende Theile muͤſſen ſich den Ausſpruch des Schiedsgerichts 
ohne Widerrede gefallen laſſen. Die Schiedsrichter find auch berechtigt, Kon: 
tumazial⸗Verfahren und Kontumazial-Urtel eintreten zu laſſen, ſowie waren 
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des Verfahrens interimiſtiſche Anordnungen zu treffen, denen Folge geleiſtet 
werden muß. Im Uebrigen iſt das Schiedsgericht an Prozeßformen und 
Beweistheorie nicht gebunden. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen vertreten die Stelle eines zwiſchen den 
Betheiligten zu ſchließenden ſpeziellen Kompromiſſes und es findet der Einwand 
nicht ſtatt, daß zuvoͤrderſt ein foͤrmlicher Kompromiß⸗Vertrag geſchloſſen wer⸗ 
den muͤſſe, desgleichen, daß die Gegenſtaͤnde des Streites nicht im Voraus zu 
beſtimmen geweſen. 0 


Tranſitoriſche Beſtimmungen. 
n 


Sobald der in der General-Verſammlung vom Mai 1850. angenom⸗ 
mene Nachtrag zum Statute der Berlin-Hamburger Eiſenbahn-Geſellſchaft 
die Beſtaͤtigung der Territorial⸗Regierungen gefunden hat, treten alle zur Zeit 
im Amte befindlichen ftellvertretenden Ausſchuß-⸗Mitglieder als wirkliche Mit: 
glieder des Ausſchuſſes ein und zwar fuͤr diejenige Zeit, welche ſie noch Stell— 
vertreter zu bleiben gehabt haben wuͤrden. 


§. 2. 


Bei der naͤchſten Erganzungewohl des Ausſchuſſes treten diejenigen 
zehn Mitglieder, welche am laͤngſten im Amte ſind, aus. Sofern nicht gerade 
zehn Mitglieder von voͤllig oder relativ gleicher Amtsdauer vorhanden ſind, 
entſcheidet das Loos. u 

Es werden dann für dieſe zehn ordentlicher Weiſe ausgetretenen Mit- 
glieder und fuͤr die etwa außerordentlicher Weiſe eingetretenen Vakanzen die 
Wahlen von der General-Verſammlung vorgenommen und zwar haben die⸗ 
jenigen, welche fr außerordentliche Vakanzen gewählt werden, nur die Amts⸗ 
dauer derer auszufuͤllen, fuͤr welche ſie an die Stelle treten. 


$. 3. 

Bei der zweiten Wahl nach Einfuͤhrung des Statuts treten dann 
wiederum die aͤlteſten zehn Ausfchuß- Mitglieder, eventuell nach Entſcheidung 
des Looſes aus, worauf ſodann die regelmaͤßige Reihefolge bei der naͤchſten 
Wahl vor ſich gehen kann. 


(Nr. 34263427.) (Nr. 3427.) 
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(Nr. 3427.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 9. Juli 1851., betreffend die der Gemeinde Kirch⸗ 
worbis in Beziehung auf den Bau der Straße zwiſchen Worbis und der 
Berlin-Caſſeler Chauſſee verliehenen fiskaliſchen Vorrechte. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den kunſtmaͤßigen 
Ausbau einer 1339 Ruthen langen Verbindungsſtraße zwiſchen Worbis und 
der Berlin-Caſſeler Chauſſee, in der Richtung uͤber die Biermannſche Muͤhle 
und Kirchworbis bis Breitenworbis, durch die Gemeinde Kirchworbis geneh— 
migt habe, beſtimme Ich hierdurch, daß auf dieſe Straße das Expropriations— 
recht und das Recht zur Entnahme der Chauſſee-Neubau- und Unterhaltungs— 
Materialien nach Maaßgabe der fuͤr die Staats⸗Chauſſeen geltenden Vorſchriften 
Anwendung finden ſollen. Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz— 
Sammlung zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Sansſouei, den 9. Juli 1851. 
Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. 
An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


Redigirt im Büreau des Staats- Ministeriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei. 
4 (Rudolph Decker.) 


